
Die Hierarchisierung bleibt! 
Nachdem die Personalversam mlung am 
1. März die Entwürfe des Schul- und Schul- 
verwaltungsgese tzes diskutiert und zurück- 
gewiesen hatte, ist es in den nachfolgenden 
V erhandlungen mit der Behörde und den 
Parteien zu einer V ielzahl von V eränderun- 
gen gekommen. Um es aber deutlich zu sa- 
gen: die Grundstruktur  dieser  Gesetze 
wurde nicht verändert . Es bleibt bei der 
strengen Hierarchisierung  der Anweisungs- 
und Entscheidungsst rukturen, die von der 
Behördenspitze  über die Schulaufsicht und 
die SchulleiterInnen  zu den einzelnen Kol- 
legInnen verlaufen. 

Das Recht auf Mitbestim- 
mung der Kollegien und 
die Notwendigkeit partner - 
schaftlicher Zusammenar - 
beit werden zu einem 
„Gnadenakt“ der Schullei- 
terInnen, der gewährt oder 
nicht gewährt werden kann. 
So weisen diese Gesetze in 
die falsche Richtung. Statt 
den Schulen endlich Raum 
für eigenständiges Handeln 
zu geben und partnerschaft- 
liche Strukturen aufzubau- 
en, stärkt man den Einfluss 
der Behörde und verpflich- 
tet die SchulleiterInnen  mit 
ihrer neuen "Entschei- 
dungskompeten z", die V or - 
gaben der Behörde durch- 
zusetzen. 

In den folgenden Punkten konnte der  Per - 
sonalrat V eränderungen err eichen: 
• Die SchülerInnen dürfen wieder zu gesell- 

schaftlichem Handeln  erzogen werden. 
• Die achtjährige Rotation der Lehrkräfte 

zwischen den Schulen wurde zurückge- 
nommen . Es wird aber weiterhin ein 
Schulwechsel der KollegInnen angestrebt. 

• Es wird anerkannt, dass es an einer Schule 
unterschiedliche  Positionen und Interessen 

geben kann und diese in einem Prozess der 
Konsensbildun g  vermittelt werden müssen. 
• Die Schulentwicklu ng soll auch weiterhin 

die demokratisch Einbeziehung aller Be- 
teiligten gewährleisten. 

• Die Schulkonferenz  bleibt oberstes Ent- 
scheidungsor gan  der Schule „nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes“. 

• Die Gesamtkonferen z erhält wieder ein 
Entscheidungsre cht, allerdings in einge- 
schränktem Rahmen. 

Die folgenden Punkte sind besonders 
fragwürdig: 
• Es bleibt beim „ Letztentscheidu ngsrecht “ 

der SchulleiterIn. 
• Die Schulgremien werden aus dem Pro- 

zess der Schulleiterfind ung  ausgeschlos- 
sen. Auch der Personalrat hat im Fin- 
dungsausschuss  kein Stimmrecht mehr . 

• Die SchulleiterIn kann ohne Rücksprache 
mit den Gremien der Schule Personalpo- 
litik betreiben ( Beförderungen, Übertra- 
gung von Aufgaben). 

•  Der Stärkung der SchulleiterIn steht keine 
Stärkung der Interessenvertre tung der Be- 
schäftigten  gegenüber . Der Personalaus- 
schuss wird in seinen Rechten nicht ge- 
stärkt.  (Gleichzeitig sind  dem Personal- 
rat Schulen in  der V er gangenheit die per - 
sonellen Ressourcen gekürzt worden.) 

W ir sind der Meinung, dass mit der Stärkung 
des behördlichen Einflusses und der ver - 
stärkten Hierarchisierun g der schulischen 
Entscheidungss trukturen eine V ielzahl von 
Interessenkonfli kten in die Schulen getragen 
werden. W er es als zentrales Ziel ansieht, 
den Einfluss der Lehrkräfte auf die Schul- 
entwicklung zurückzudränge n, darf sich 
nicht wundern, wenn Motivation und Enga- 
gement auf der Strecke bleiben. Das zentrale 
Ziel, besseren Unterricht zu ermöglichen, 
hat die Behördenleitung  mit diesem Gesetz- 
entwurf of fensichtlich aus den Augen verlo- 
ren. 
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Schulgesetz am 25.5. in der Bürgerschaft 

GE W,  Sch üle rbü ndn is "Re - 
sis t", AST A Un i u. HFT  u.a . 

ruf en auf  zu ein er 

K u n d g e b u n g  
Mi, den 25.5. um 12 Uhr 

auf dem Marktplatz 

• Gegen Kürzungen bei Bil- 
dung und Erziehung 

• Gegen Arbeitszeitverlänge- 
rung und Gehaltsabbau 

• Für die Übernahme des Tarif- 
vertrages Öffentlicher Dienst 

• Gegen erhöhte Kindergarten- 
beiträge und gegen Studien- 
gebühren 

• Für mehr Mitbestimmung in 
den Schulen 

Lehr kräf te 



Zum Schuljahr 2005/2006 

Drastische 
Personalein sparungen 

 Der grundsätzliche Lehrerstundenb edarf der 
Schulen wird um 2500 bis 3000 Stunden (ca. 
2,3 -2,7 %) heruntergerechn et. Das bedeutet 
eine  Kürzung von rund 100 Vollzeit-Lehrer- 
stellen!  Die Kürzungen im Bereich der Lehr- 
kräfte liegen damit sogar deutlich über der 
vom Senat beschlossenen Personalkürzung s- 
quote von 1,7% (pro Jahr!).  Mit geringeren 
Schülerzahlen in den Grundschulen lässt 
sich das in diesem Umfang nicht begründen. 
Außerdem wird in der SII mit deutlich höhe- 
ren Schülerzahlen gerechnet. 
Wo wird konkret gekürzt ? 
• Die Lehrerstundenzu weisung für die Kran- 

kenreserve  an den Schulen wird massiv 
gekürzt.  An den Grundschulen von 3% auf 
1%, an SI, FÖZ und Haupt- und Realschu- 
le der Erwachsenensch ule von 2% auf 1%. 
Für den gekürzten Teil der Krankenreser- 
ve werden den Schulen von der Behörde 
"Vertretungskrä fte" durch freie Träger 
(z.B. Stadtteilschule e.V.) angeboten: na- 
türlich für weniger Geld, in einem be- 
grenzten Budget, eventuell auch mit un- 
vollständiger oder fehlender Qualifikation 
und - nur wenn es gerade möglich ist. Das 
bedeutet: deutlich weniger Stunden für 
akute Krankenvertretu ng. Also: mehr 
Springstunden, mehr Vertretungen, mehr 
Klassenaufteilu ngen, ...! 

• Die Altersermäßigu ng  für Lehrkräfte wird 
"verschoben" :  Die erste Stunde gibt es erst 
ab 58 Jahren (statt bisher 55), die zweite 
Stunde erst ab 60 Jahren (statt bisher 58)  - 
das bedeutet praktisch eine Erhöhung von 
einer Stunde über eine Dauer von 5 Jahren 

• Die Unterrichtsverp flichtung  an den Ganz- 
tags-Gesamtsch ulen GSO und GSW wird 
um eine Unterrichtsstund e erhöht !  

• An der Erwachsenensc hule  werden 10 
Stellen und an der Allgemeinen Berufs- 
schule  4 Stellen pauschal gestrichen!  In 
den nächsten Jahren sollen weitere Kür- 
zungen erfolgen. Begründung: „Keine 
Pflichtaufgaben “! 

• Eventuell weitere Kürzungen in den Berei- 
chen "Fördern" und "Besondere Aufga- 
ben"! 

• Einsatz billiger "Schulassistent en" , aber 
nicht zur notwendigen Entlastung von 
Lehrkräften, sondern bei  Kürzung der 
Lehrerstundenz uweisung  und  "Konzen- 
tration" der Lehrkräfte auf "Kernunter- 
richt" und  Anleitung von  Schulassisten- 
ten  -  natürlich zusätzlich ! 

Mehr  arbeiten für  weniger  Geld??? 

Tarifvertrag  übernehme n – 
Ergebnisse auf den Beamten- 
bereich übertragen 

Das Land Bremen – Arbeitgeber auch für 
die angestellten Lehrerinnen und Lehrer – 
weigert sich gemeinsam mit den anderen 
Landesregierun gen, den zwischen den 
Gewerkschaften  und den Arbeitgebern 
von Bund und Gemeinden Anfang des 
Jahres ausgehandelten neuen Tarifvertrag 
(TVÖD) zu übernehmen. Bremen fordert 
die Zustimmung der Gewerkschaften  für 
eine Erhöhung der Arbeitszeiten sowie fi- 
nanzielle Zugeständnisse in Form von 
Kürzungen der Sonderzahlunge n. Schon 
jetzt erhalten alle neu eingestellten Ange- 
stellten kein Weihnachts- und Urlaubs- 
geld. 
Die Verhandlungen zwischen der Tarifge- 
meinschaft deutscher Länder (TdL) und 
den Gewerkschaften  GEW und Ver.di 
sind inzwischen abgebrochen worden. 
Wie es weitergeht, hängt nun auch davon 
ab, was in den einzelnen Ländern pas- 
siert. 

Die Übernahme des TVÖD durch das 
Land Bremen ist auch für die verbeamte- 
ten Kolleginnen und Kollegen von ent- 
scheidender Bedeutung. Die dort festge- 
legten Standards sind die Messlatte für 
die weitere Entwicklung im Beamten- 
recht. Eine Verschlechterun g im Ange- 
stelltenbereich wäre die Begründung für 
eine weitere Kürzungsrunde im Beamten- 
bereich. 
Nutzen wir den von der GEW organi- 
sierten Aktionstag am Mittwoch, dem 
25. Mai. 12 Uhr Marktplatz, um dem 
Senat klar zu machen, dass der Öffent- 
liche Dienst nicht bereit ist, weitere 
Opfer zu leisten. 

Was bedeutet das für uns ? 
• noch größere Klassen, 
• noch mehr Springstunden, Vertretungen, 

Klassenaufteilu ngen, ... 
• noch weniger Unterstützungsm öglichkei- 

ten für schwache und schwierige Schüler- 
Innen, 

• noch weniger Entlastung der älteren Lehr- 
kräfte, 

• noch mehr zusätzliche Aufgaben, Mehrar- 
beit und gesundheitliche Belastungen, 
  ...wenn die Umsetzung dieser Planungen 

nicht verhindert werden kann! 
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